
unbesiedelter oder nur sporadisch bewohnter Gebiete, durch 
koloniale Expansion i n Ubersee oder durch Durchdringung 
von unmittelbar an den Kernstaat angrenzenden Räumen, 
durch Unterwanderung und Akku l tura t i on von Unterworfe­
nen, durch Dezimierung oder auch Vernichtung schwächerer 
Staaten und anderer Gemeinschaften erfolgt ist. Koloniale 
Expansion haben nicht nur, wie das manchmal heute schei­
nen mag, die europäischen Mächte und macht- wie w i r t ­
schaftpolitisch auch die USA betrieben, sondern i n besonders 
großem Ausmaß das Zarenreich, das sich bis zum Pazifik und 
nach Mittelasien ausdehnte, ferner die alten und neueren 
asiatischen Reiche. Ebenso g i l t dies für altamerikanische 
Staaten, namentlich für das Inka-Reich, schließlich auf a f r i ­
kanischem Boden für Altägypten, die nordafrikanisch-sudani­
schen Staaten und bis i n die neuere Zeit hinein für Äthiopien. 
Eroberungen haben auch Vorfahren von Bantu unternom­
men, die heute i m Süden von A f r i ka gegen die Vorherrschaft 
der Weißen ankämpfen, darunter Anfang des 19. Jahrhunderts 
der Zuluherrscher Tschaka (Chaka), der viele Stämme unter­
war f oder vertrieb. 

Friedrich Ratzel (1844-1904), einer der Begründer der Po l i t i ­
schen Geographie, hat einst vom >Gesetz der wachsenden 
Räume< gesprochen, gewissermaßen von einem Zwang zu 
weiterer Ausdehnung, dem Staaten von einer gewissen Größe 
an ausgesetzt seien; er hat aber gleichzeitig festgestellt, daß, 
wie das Beispiel des Zarenreiches zeige, schließlich ein k r i t i ­
scher Punkt erreicht werde, dessen Überschreiten eine Her­
ausforderung gegenüber dem nun angrenzenden großen Nach­
barn bedeuten müsse, i n diesem Falle gegenüber China. Die 
Überschreitung dieses Punktes hat bis heute, nun durch ideo­
logische Gegensätze verstärkt, Bedeutung. Die Zahl der Flä­
chenriesen unter den Staaten hat sich seit Ratzel zwar kaum 
vermehrt, aber anstelle einiger damaliger sind andere getre­
ten. Heute treten neben den anfangs erwähnten transkont i ­
nentalen Staaten UdSSR, USA, Kanada und Austral ien als 
subkontinentale Staaten, Brasil ien, China und Indien hervor. 
Weltmächte aber sind nach Fläche, Bevölkerung und W i r t ­
schaftskraft nur die USA und die UdSSR, m i t China als einem 
Anwärter auf diesen Rang. Die Herausbildung dieser Super­
mächte hat den Weltfrieden nicht sicherer gemacht, ihre I n ­
teressenabgrenzung und Stabilisierung erscheint als unent­
behrlich für ihn. Stark zugenommen hat i m 20. Jahrhundert 
die Zahl der M i t t e l - und Kleinstaaten, desgleichen der Kle inst­

staaten. Manche Pol i t iker und Politologen sehen in der E x i ­
stenz vieler ausgewogener Mittelstaaten eine gewisse Garantie 
für die Friedensstabilisierung, obwohl die jüngste Vergangen­
heit nur bedingt dafür spricht, sind doch zahlreiche Konf l ik te 
zwischen M i t t e l - und Kleinstaaten entbrannt, aus eigenem 
Antr ieb oder gefördert von den großen Mächten. Ob i n Europa 
durch den Zusammenschluß der Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaft zu einem Staatenbund oder gar zu einem B u n ­
desstaat ein neuer Großstaat entstehen und nicht nur in die­
sem Raum zur Stabilisierung des Friedens beitragen w i rd , ist 
weiterhin umstr i t ten. Viele Gesichtspunkte sprechen für einen 
solchen neuen Staat, darunter enge kulturel le Verwandtschaft 
und wirtschaftliche Interdependenz. 
E in Blick auf die Staatengründungen i n den letzten Jahrzehn­
ten, i m >Zeitalter der Staatengründung<, zeigt jedoch, daß auf 
kulturel le, räumliche und wirtschaftliche Kategorien der 
Staatengründung genausowenig Rücksicht genommen wurde 
wie i n den Zeiten vorher. Politische Ambit ionen einzelner, 
machtpolitische Interessen von Staaten und Staatengruppen 
und >Zufälle< unterschiedlichster A r t sind weitgehend auch 
für die Bi ldung neuer Staaten bestimmend geblieben. 
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Das Selbstbestimmungsrecht der Völker im Völkerrecht der Gegenwart 
Bemerkungen zum Stand der Diskussion JOST DELBRÜCK 

Mi t dem Inkraf t t reten der Menschenrechtskonventionen der 
Vereinten Nationen über wirtschaftliche, soziale und k u l t u ­
relle sowie über politische und Bürgerrechte1 ist der Prozeß 
der Inkorporat ion des Selbstbestimmungsgedankens i n das 
universale kodifizierte Völkerrecht vorerst zum Abschluß ge­
kommen. Aus mehreren Gründen gibt diese Zäsur i n der Ent ­
wicklung des Selbstbestimmungsgedankens Anlaß, sich i n 
einem knappen Abriß den Stand der Diskussion über die 
Selbstbestimmungsproblematik noch einmal vor Augen zu 
führen. 
Zum einen ist es für die Einschätzung der künftigen völker­
rechtlichen Bedeutung des Selbstbestimmungsprinzips not­
wendig, sich daran zu erinnern, daß der Erfolg der verb ind­
lichen Kodi f ikat ion des Selbstbestimmungsrechts entschei­
dend von den antikolonialistischen Kräften in den Vereinten 
Nationen herbeigeführt worden ist, was nicht ohne erhebliche 
Rückwirkung auf das inhaltliche Verständnis von Selbstbe­

stimmung geblieben ist. I m Hinbl ick auf die universale A n ­
wendung des Selbstbestimmungsgedankens bleibt nun abzu­
warten, inwieweit sich das Selbstbestimmungsrecht von die­
sem antikolonialistischen Hintergrund w i r d ablösen können 
und unter vergleichbaren Bedingungen auch i n gleicher Weise 
als ein objektiver Grundsatz des Rechts zur Anwendung kom­
men w i rd . Zweifel i n dieser Hinsicht bleiben bestehen, da 
auch durch die Kodi f ikat ion des Selbstbestimmungsrechts i n 
den Menschenrechtskonventionen die Differenzen über seinen 
Inhalt , wie sie etwa zwischen der westlichen und der soziali­
stischen Auffassung bestehen, nicht ausgeräumt wurden. 
Zum andern sind durch die verbindliche Kodif ikation des 
Selbstbestimmungsrechts die vielfältigen rechtsdogmatischen 
Probleme, z.B. hinsichtlich der Bestimmung des Rechtsträgers 
und des zeitlichen und inhalt l ichen Geltungsumfangs des 
Selbstbestimmungsrechts, i m Grunde ungelöst geblieben. 
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Trotz der unbestreitbaren Veränderungen der Stellung des 
Selbstbestimmungsprinzips i n der Völkerrechtsordnung bleibt 
es somit die Aufgabe gerade der Völkerrechtswissenschaft, die 
weitere Entwicklung kri t isch zu verfolgen. 

I . Historische Grundlagen 

Der Gedanke der Selbstbestimmung und seine Übernahme i n 
das Völkerrecht gehen auf verschiedene historische Wurzeln 
zurück. Ausgangspunkt ist die Entwicklung der Idee der r e l i ­
giösen Selbstbestimmung, unter der sich die Emanzipation des 
Menschen aus der geistigen Vormundschaft der mitte la l ter­
lichen Kirche vollzog. Die Einräumung des Rechts an den 
Untertanen, das eigene Land zu verlassen, als Korre lat zum 
Prinzip des >cuius regio, eius religio<, als praktischer Ausdruck 
dieser Idee gewesen. E in weiterer Anstoß zur Ausformung des 
Prinzips menschlicher Selbstbestimmung wurde, ausgehend 
von der französischen Revolution, durch die Verbindung des 
Nationalismus mi t dem Selbstbestimmungsgedanken i m 
19. Jahrhundert ausgelöst. Die Forderung nach nationaler 
Selbstbestimmung (äußerer Selbstbestimmung) bestimmte die 
nationale Einigungspolit ik z. B. i n I ta l ien i m letzten Dr i t t e l 
des 19. Jahrhunderts ebenso wie den Zerfal l der Donaumonar­
chie und die Diskussion über die terr i tor iale Neuordnung M i t ­
t e l - und Osteuropas während und nach dem Ersten Weltkrieg. 
Dabei ging es jetzt um die Realisierung nationaler Selbstbe­
stimmung nicht nur durch die Gründung selbständiger Staa­
ten für einzelne osteuropäische Völker (Polen, Tschechen, Slo­
waken, baltische Völker), sondern auch um den Schutz nat io­
naler Minderheiten, sei es i n den bestehenden, sei es i n den 
neuzugründenden Staaten. Eine dr i t te inhaltliche Kompo­
nente des Selbstbestimmungsprinzips beruht auf seiner Ver­
bindung mi t dem Gedanken der Demokratie, die vor allem i m 
angloamerikanischen Bereich vollzogen wurde und sich in der 
Forderung nach innerer, demokratischer Selbstbestimmung 
der Völker (self-government, self-rule) niederschlug. I n der 
jüngeren Vergangenheit ist die Forderung nach Selbstbestim­
mung, nach außen wie nach innen, zum treibenden Faktor der 
Dekolonisierungsbewegung geworden. 

I I . Rechtsgrundlagen des Selbstbestimmungsprinzips im Völ­
kerrecht der Gegenwart und die Völkerrechtspraxis 

1. Rechtsgrundlagen 

Ob und inwieweit das Selbstbestimmungsprinzip i m allge­
meinen, d. h. i m Völkergewohnheitsrecht, eine Grundlage f i n ­
det, ist bis heute umstr i t ten. Überwiegend wurde von der 
Lehre angenommen, daß das Selbstbestimmungsprinzip kein 
bindender Rechtssatz oder ein Rechtsprinzip des Völkerrechts 
sei, sondern ein politisches Ordnungsprinzip — allenfalls 
einen erst i m Werden befindlichen Rechtssatz — der Staaten­
gesellschaft darstelle, dem nach Möglichkeit Rechnung zu t r a ­
gen sei2. Die sozialistische Völkerrechtslehre3 vertrat schon 
für das allgemeine Völkerrecht eine abweichende Auffassung, 
nach der dem Selbstbestimmungsprinzip, dessen V e r w i r k l i ­
chung nach sozialistischer Auslegung Voraussetzung eines er­
folgreichen Kampfes des Proletariats u m die Macht sei, der 
Rang einer Völkerrechtsnorm zukomme. Ausdruck dessen sei 
die Aufnahme des Selbstbestimmungsprinzips i n A r t . 1 Ziff. 2 
sowie einer Reihe weiterer Normen der Charta der Vereinten 
Nationen. Neuere Stellungnahmen i n der westlichen Völker­
rechtslehre erkennen dem Selbstbestimmungsprinzip Rechts­
normcharakter und Verbindlichkeit insoweit zu, als entweder 
der Bereich der Dekolonisation betroffen ist (u. a. J . Starke 4, 
R. Higgins 5) oder es u m »evidente Fälle« von Selbstbestim­
mungsausübung geht (K. Doehring 6). Einigkeit besteht allge­
mein darin, daß die vertragliche Einräumung eines Selbstbe­
stimmungsrechts zulässig war und ist, zumal i n derartigen 
Fällen die definitorischen Probleme bezüglich der generellen 
Bestimmung des Rechtsträgers und des inhaltl ichen und zeit­

lichen Geltungsumfangs nicht bestehen. Die Durchführung 
von Plebisziten und die Einräumung von Optionsrechten bei 
Gebietswechsel sind Mi t t e l der Umsetzung vertraglich verein­
barter Selbstbestimmungsrechte. Eine positiv-rechtliche Ver­
ankerung hat das Selbstbestimmungsprinzip i n der U N -
Charta gefunden: i n A r t . 1 Ziff . 2 w i r d unter den Zielen der 
Organisation die »Achtung vor dem Grundsatz der Gleichbe­
rechtigung und Selbstbestimmung der Völker« als Grund­
lage der Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen zw i ­
schen den Nationen genannt. Entsprechend lautet A r t . 55, 
während i n Art.73 und i n den Art.75ff der Selbstbestimmungs­
gedanke i n der Forderung nach Entwicklung der SeZbstregie-
rung abhängiger Völker zum Ausdruck kommt. Darüber h i n ­
aus ist das Selbstbestimmungsrecht als ein menschenrecht­
liches Gruppenrecht i n den i m Jahre 1976 i n Kra f t getrete­
nen Menschenrechtspakten der Vereinten Nationen von 1966 
(jeweils in A r t . 1) kodif iziert worden. Die Verbindl ichkeit der 
Selbstbestimmungsvorschriften der UN-Charta i m Sinne 
str ikter Rechtspflichten auf Seiten der Mitglieder der Vere in­
ten Nationen und von Rechten auf Ausübung der Selbstbe­
stimmung durch bestimmte Völker oder Volksgruppen ist mi t 
dem Hinweis i n Frage gestellt worden, ein Recht, das sich der 
generellen Festlegung nach Rechtssubjekt und Rechtsumfang 
entziehe, entbehre trotz Aufnahme i n völkerrechtliche Ver­
träge der Rechtsqualität. Die Aufnahme des Selbstbestim­
mungsrechts i n die Menschenrechtskonventionen der Verein­
ten Nationen sowie die vielfältige Berufung der Organe der 
Vereinten Nationen auf das i n der Satzung verankerte Selbst­
bestimmungsprinzip (insbesondere i m Rahmen der Dekoloni-
sierung, aber auch bei der Formulierung so wichtiger, jedoch 
als solche rechtlich unverbindlicher Deklarationen wie der 
>Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an kolo­
niale Länder und Völker<7 und der >Erklärung über Grund­
sätze für freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit 
zwischen Staaten<8 schließt jedoch trotz vielfältiger theore­
tischer Bedenken heute eine Auffassung aus, das Selbstbe­
stimmungsprinzip sei ohne jeden rechtlichen Gehalt 8. Die a l l ­
gemein- und rechtspolitischen Implikat ionen, die sich aus der 
rechtsdogmatischen Ungeklärtheit des Selbstbestimmungs­
prinzips ergeben, bedürfen allerdings ständiger kritischer Be­
obachtung. 

2. Völkerrechtliche Praxis10 

Bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges ist die völkerrechtliche 
Selbstbestimmungspraxis überwiegend dadurch gekennzeich­
net, daß die Staaten vertraglich oder auch einseitig die A b ­
haltung von Plebisziten und die Einräumung des Optionsrech­
tes i n Fällen von Gebietswechsel vorsahen. Vom Anschluß 
Nizzas und Savoyens an Frankreich auf der Grundlage einer 
Abst immung (1792) bis zu den Volksabstimmungen nach dem 
Ersten Weltkrieg (z.B. Oberschlesien, Nordschleswig) und nach 
dem Zweiten Weltkrieg (Saargebiet, 1957) zieht sich eine 
Kette von entsprechenden Vereinbarungen durch die Völker­
rechtspraxis. Jedoch ist heute eine starke Zurückhaltung bei 
der Anwendung des Plebiszites als Mi t t e l zur Realisierung des 
Selbstbestimmungsrechts gegenüber der Zeit vor dem Zwei ­
ten Weltkrieg zu beobachten, die auf die politisch wenig be­
friedigenden Ergebnisse der Selbstbestimmungspraxis i m 
Rahmen der Versailler Friedensverträge von 1919 zurückzu­
führen sein dürfte. Dies t r i f f t auch auf das i m Interesse der 
Selbstbestimmung völkischer und nationaler Minderheiten 
insbesondere vom Völkerbund entwickelte Minderheiten­
schutzsystem zu, das von der Organisation der Vereinten 
Nationen nicht wieder belebt wurde. Erst i n jüngerer Zeit 
lebt die Idee des Schutzes völkischer und nationaler Minder­
heiten, z.B. i m Rahmen der föderalistischen Union Europä­
ischer Volksgruppen^ wieder auf. Ziel ist in erster L inie der 
Schutz der kulture l len Eigenständigkeit der Volksgruppen 
durch ein entsprechendes Volksgruppenrecht. 
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Das Schwergewicht völkerrechtlicher Praxis zum Selbstbe­
stimmungsprinzip lag nach dem Zweiten Weltkrieg i m Bereich 
der Dekolonisierung durch die Organisation der Vereinten 
Nationen. Von den heute 147 Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen hat über die Hälfte die Unabhängigkeit erst nach 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs erlangt, davon etwa drei 
Vierte l zwischen 1960 und 1973. Seit der Erlangung der Unab­
hängigkeit durch die einstigen portugiesischen Terr i tor ien i n 
A f r ika hat die Dekolonisierung ihren letzten Abschnitt er­
reicht. Ungelöst ist noch das Schicksal Nambias (Südwestaf­
rika) und das einiger sehr kleiner Gebiete, deren Lebensfähig­
keit als selbständige Staaten angesichts ihrer geringen Größe 
und Bevölkerungszahl auch i m Rahmen der Vereinten Natio­
nen auf Zweifel stößt (sogenanntes Mikrostaaten-Problem). 
Angesichts des bevorstehenden Endes der Dekolonisierungs-
aufgabe verlagert sich heute das Interesse der Vereinten 
Nationen auf die Realisierung des Selbstbestimmungsrechts 
der farbigen Völker, die unter weißer Vorherrschaft stehen 
wie i n Südafrika und Rhodesien. Hier kommt die innerstaat­
liche Komponente des Selbstbestimmungsprinzips erneut zum 
Tragen. Gegenüber diesem Ubergewicht der Selbstbestim­
mungsproblematik i m Bereich der Dekolonisierung spielte das 
Prinzip der nationalen Selbstbestimmung i m Hinbl ick auf das 
Schicksal von Staaten der alten Welt wie Deutschland, aber 
auch anderer geteilter Staaten i n der Praxis der Vereinten 
Nationen eine relat iv geringe Rolle. 

I I I . Rechtsdogmatische, rechtspolitische und politische Pro­
bleme des Selbstbestimmungsprinzips 

Es ist bisher trotz zahlreicher Versuche nicht gelungen, i n be­
friedigender und operationalisierbarer Weise eine allgemeine 
Definit ion des Trägers des Selbstbestimmungsrechts zu f i n ­
den. Zwar ist klar, daß als Träger des Selbstbestimmungs­
rechts als Gruppenrecht nur eine kohärente Gruppe von Men­
schen in Frage kommt. Es gibt jedoch keine Abgrenzung sol­
cher Gruppen nach der Größe und nach den Kr i ter ien, die 
eine Anzahl von Menschen zur Gruppe erheben. Solche K r i ­
terien sind unbestritten i n gemeinsamer Nationalität, völ­
kischer oder ethnischer Zusammengehörigkeit zu suchen 1 1. 
Fraglich ist aber, ob auch die bloße kulturel le Gemeinsamkeit 
schon als Gruppenmerkmal i m Sinne der Selbstbestimmungs­
problematik ausreicht. Die Lösung dieser offenen Fragen i m 
Wege der Bezugnahme auf die sogenannten >evidenten Fälle< 
muß dem Bedenken begegnen, daß es eine autoritative Ent ­
scheidung zur Auslegung des Evidenzkriteriums i n der Staa­
tengemeinschaft bisher nicht gibt, der Streit um die Berech­
tigung einer Forderung nach Selbstbestimmung also i m E i n ­
zelfall bestehen bleiben kann. 
Eine weitere rechtsdogmatische Problematik des Selbstbe­
stimmungsprinzips liegt i n seinem unbestimmten inhaltl ichen 
und zeitlichen Geltungsumfang 1 2. Die Praxis der Vereinten 
Nationen deutet überwiegend darauf h in , daß nur die Ge­
währung voller staatlicher Unabhängigkeit an den Rechtsträ­
ger eine ausreichende Erfüllung des Selbstbestimmungsprin­
zips darstellt. I m Hinbl ick auf das Mikrostaaten-Problem und 
die wieder zunehmende Diskussion über den Status nationa­
ler und völkischer Minderheiten w i r d geklärt werden müssen, 
ob auch die Einräumung umfassender oder partiel ler Autono­
mierechte dem Selbstbestimmungsanspruch Genüge tun kann. 
Bezüglich des zeitlichen Geltungsumfangs des Selbstbestim­
mungsrechts ist noch ungeklärt, wann bzw. über welchen 
Zeitraum das Recht i n Anspruch genommen werden kann. 
Nach der Praxis der Vereinten Nationen scheint eine Tendenz 
zu bestehen, daß die einmalige Ausübung des Selbstbestim­
mungsrechts auf dem Gebiet eines Staates (z.B. eines früheren 
Kolonialgebietes) eine erneute Inanspruchnahme durch Te i l ­
gruppen in diesem Bereich ausschließt. Umgekehrt gibt es 
keine neuere Praxis dahingehend, daß die langwährende 
Nichtausübung des Selbstbestimmungsrechts auf dem Gebiet 

eines Staates (z.B. eines früheren Kolonialgebietes) eine Inan­
spruchnahme durch Teilgruppen i n diesem Bereich hindert. 
Sofern diese Interpretat ion der geltenden Rechtslage entsprä­
che, müßte jeder Staat zu irgendeinem künftigen Zei tpunkt 
den Anspruch auf Sezession oder zumindest Autonomie von 
Teilen seiner Bevölkerung gewärtigen. 
Ungeklärt ist noch das Verhältnis des Selbstbestimmungsprin­
zips zu anderen grundlegenden Prinzipien des geltenden Völ­
kerrechts wie dem Prinzip der terr i tor ia len Integrität und 
dem Gewaltverbot. Würde die Durchsetzung des Selbstbe­
stimmungsrechts auch gewalsame Mi t t e l einschließlich m i l i ­
tärischer legitimieren, wie dies wiederholt i m Rahmen der 
Dekolonisierungsdiskussion postuliert worden ist (sogenannte 
Befreiungskriege), wäre das Gewaltverbot völkerrechtsimma­
nent zur Bedeutungslosigkeit relativiert, wobei zu fragen 
wäre, durch welchen A k t der Staatengemeinschaft dem Selbst­
bestimmungsrecht der i n einer solchen Legit imationsfunktion 
implizierte Charakter einer zwingenden Norm (ius cogens) m i t 
dem Vorrang vor dem bisher als zwingend angesehenen Ge­
waltverbot beigelegt worden ist. Soweit eine friedliche Durch­
setzung des Selbstbestimmungsrechts als zulässig erachtet 
w i rd , ist der Durchsetzungsrahmen sehr beschränkt. Die Inan­
spruchnahme des Selbstbestimmungsrechts hätte insoweit nur 
legitimierende Funkt i on 1 3 i m Hinbl ick auf die friedliche Ver­
folgung des Selbstbestimmungsinteresses, sei es durch Des­
integration bestehender Staaten (keine Verletzung des Ge­
botes der Wahrung der terr i tor ia len Integrität der Staaten) 
oder einer Zusammenführung von geteilten Staaten (keine 
friedensgefährdende Veränderung des status quo). I n diesem 
Sinne ist die Forderung nach Selbstbestimmung für die deut­
sche Nation durch die Vereinigung der beiden Staaten i n 
Deutschland nicht nur rechtlich, sondern vor allem politisch 
legit imiert. 

A n m e r k u n g e n 
1 Nach der Rat i f i ka t ion der Menschenrechtskonvent ionen der V e r ­

e inten Nat ionen durch j ewe i l s den 35. Vertragsstaat t r a ten diese 
a m 3. J a n u a r u n d 23. März 1976 i n Kra f t . De r Deutsche Bundes t a g 
hat durch Gesetze v om 15. u n d 19. November 1973 den K o n v e n t i o ­
nen zugest immt, B G B l 1973 I I , S . 1533 ff und 1569 ff. 

2 Vg l . aus der umfangre ichen L i t e r a t u r Wolfgang He ide lmeyer , D a s 
Se lbstbest immungsrecht der Völker. Z u r Geschichte und Bedeu tung 
e ines in te rnat iona len P r inz ip s in P r a x i s und L e h r e von den A n ­
fängen bis z u den Menschenrechtspakten der Ve re in ten Nat ionen , 
Pade rbo rn 1973; K u r t Rab l , Das Se lbstbest immungsrecht der Vö l ­
ke r , 2. Auf l . , Köln/Wien 1973; z u m Stand der Me inungen b is z u r 
Mitte der sechziger J a h r e zusammenfassend auch Jost Delbrück, 
Se lbs tbest immung u n d Völkerrecht, i n : J a h r b u c h für I n t e r n a t i o n a ­
les Recht B d . 13 (1967), S. 180 ff; ders., Se lbs tbest immung u n d D e -
kolonisat ion i n U l r i c h Scheuner/Beate L i n d e m a n n (Hrsg.), D i e 
Ve re in t en Nat ionen und die Mitarbeit der Bundes repub l ik Deu t s ch ­
land , München 1973, S. 69 ff. 

3 Vg l . dazu Uberb l i ck Bo r i s Meissner (Hrsg.), Das Se lb s tbes t im­
mungsrecht der Völker i n Osteuropa u n d Ch ina , Köln 1968; R u ­
dolf Arz inger , Das Se lbstbest immungsrecht i m a l lgemeinen Vö l ­
ker recht der Gegenwart , B e r l i n 1966. 

i Joseph G . S ta rke , A n Int roduct ion to In te rna t i ona l L a w , 5. Auf l . , 
L o n d o n 1963, S . 115. 

5 R o s a l y n Higgins, T h e Deve lopment of In te rna t i ona l L a w through 
Un i t ed Nations Organs, L o n d o n 1963, S . 90 ff. 

6 K a r l Doehr ing , Das Se lbstbest immungsrecht der Völker als G r u n d ­
satz des Völkerrechts (Referat und D i skus s i on der 13. Tagung der 
Deutschen Gesel lschaft für Völkerrecht i n He ide lberg — Be r i ch te 
der Deutschen Gesel lschaft für Völkerrecht, Heft 14, K a r l s r u h e 1974), 
pass im. 

7 UN-Doc.A/Res/1514 ( X V ) v. 14. Dezember 1960. — Deutsche Überset­
zung s. V N 1962 S. 117. 

8 UN-Doc.A/Res/2625 ( X X V ) v. 24. Oktober 1970. 
9 Insowei t w i r d die früher vert retene Auf fassung (vgl. Se lbstbest im­

m u n g und Völkerrecht, A n m . 2) modi f i z ie r t ; w i e h i e r schon i n 
Se lbstbest immung und Deko lon isat ion ( Anm. 2) u n d i m D i s k u s ­
sionsbeitrag zur Heide lberger T a g u n g der Völkerrechtsgesellschaft 
(Anm. 6), S . 74 ff. 

10 Z u m folgenden vgl . die umfangre ichen Nachweise i n der i n A n m . 2 
und 5 angeführten L i t e r a t u r . 

11 Vg l . dazu die umfänglichen A rbe i t en von Theodor Ve i t e r u. a., i n 
He inz K l o s s (Hrsg.), Beiträge z u e i n e m S y s t e m des Se lbstbest im­
mungsrechts , Wien/Stuttgart 1970; k r i t i s ch z u m Prob l em der B e ­
s t immung des Selbstbestimmungsträgers etwa auch Rupe r t E m e r ­
son, Se l f -Dete rminat ion , i n A m e r i c a n J o u r n a l of Inte rnat iona l L a w , 
B d . 65 (1971), S . 462 ff. 

12 Ausführlicher dazu Delbrück, Se lbs tbest immung und Deko lon i s a ­
t ion (Anm. 2), S . 74 ff. 

13 Da r au f w ies nachdrücklich Scheuner i n der D iskuss ion der H e i d e l ­
berger Tagung der Völkerrechtsgesellschaft (Anm. 6, S . 58) h i n . 
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ANHANG 

Staatwerdung der Kolonialgebiete seit 1946 

I. Gebiete ohne Selbstregierung 
— Liste nach der Resolution 
der Generalversammlung 66 (I) 
vom 14. Dezember 1946 

A u s t r a l i e n 
P a p u a 

Be l g i en 
Be lg i sch -Kongo 

Dänemark 
Grönland 

F r a n k r e i c h 
Französisch-Äquatorial-Afrika 
Französische Bes i t zungen i n I n d i e n 
Französische Bes i t zungen i n Ozean ien 
Französisch-Guyana 
Französisch-Somaliland 
Französisch-West-Afrika 
Guade loupe 
Indoch ina 
Madagaskar 
Mar t in ique 
Ma rokko 
N e u - K a l e d o n i e n 
Neue Heb r i den 

( K o n d o m i n i u m mi t Großbritannien) 
R e u n i o n 
St . P i e r r e u n d Mique lon 
T u n e s i e n 

Nieder lande 
Curacao 
Niederländisch-Indien 
S u r i n a m 

Neusee land 
C o o k - I n s e l n 
T o k e l a u - I n s e l n 

U S A 
A l a s k a 
A m e r i k a n l s c h - S a m o a 
G u a m 
H a w a i i 
P a n a m a k a n a l - Z o n e 
Puer to R i c o 
Jung f e rn - I n s e l n 

Großbritannien 
A d e n 

(Kolonie u n d Protektorat ) 
B a h a m a s 
Barbados 
Basuto l and 
Betschuana land 
B e r m u d a 
B r i t l s c h - G u y a n a 
B r i t i s ch -Hondura s 
B r i t i s ch -Soma l i l and 
B r u n e i 
D o m i n i c a 
F a l k l a n d - I n s e l n 
F i d s c h i - I n s e l n 
G a m b i a 
G i b r a l t a r 
Goldküste 
G r e n a d a 
Hongkong 
J a m a i k a 
K e n i a 
L e e w a r d - I n s e l n 

( Inse ln über dem Wind) 
M a l a y a 
Ma l ta 
Maur i t iu s 
N ige r i a 
No rd -Borneo 
Nord -Rhodes i en 
Njass a land 
St . He l ena 
St . L u c i a 
St . V i n c e n t 
Sans iba r 
S a r a w a k 

Sesche l len 
S i e r r a L e o n e 
S ingapur 
Swas i l and 
T r i n i d a d u n d Tobago 
Uganda 
Westpazi f ische Gebiete 

(Gi lbert , E l l i c e , B r i t i sche 
Sa lomonen, P i t ca i rn ) 

Z y p e r n 

II. Vorläufige Liste der Gebiete, 
auf die die Resolution 
der Generalversammlung 1514 (XV) 
vom 14. Dezember 1960 anwendbar 
war 1 

a) T reuhandgeb ie te 

A u s t r a l i e n 
1. Neugu inea 
2. N a u r u 

U S A 
3. T reuhandgeb ie t Paz i f ik - Inse ln2 

b) Südwest-Afrika 

S ü d a f r i k a 
4. Südwest-Afrika 

c) Gebiete, die von der Gene r a l v e r s ammlung 
als ohne Se lbstreg ierung i m S inne von 
K a p i t e l X I der U N - C h a r t a erklärt w u r ­
den, über die j edoch ke ine Mitte i lungen 
erfolgtenä 

P o r t u g a l * 
5. Ango la mi t der E n k l a v e Cab inda 
6. Mosamb ik 
7. Po r tug i e s i s ch -Gu inea 
8. Kapve rd i s che I n se ln 
9. Säo Tome u n d P r i n c i p e 

10. M a c a u 
11. T i m o r 

G r o ß b r i t a n n i e n s 
12. Südrhodesien 

d) Gebiete ohne Se lbstreg ierung, für die v o n 
der Ve rwa l tungsmacht Mitte i lungen e r ­
folgten 

A u s t r a l i e n 
13. K o k o s - I n s e l n 
14. P a p u a 

F r a n k r e i c h 
u n d G r o ß b r i t a n n i e n 

15. Neue Heb r i den 

N e u s e e l a n d 
16. C o o k - I n s e l n 
17. N i u e - I n s e l n 
18. T o k e l a u - I n s e l n 

S p a n i e n 
19. F e r n a n d o Poo 
20. I f n i 
21. R i o M u n i 
22. Spanische S a h a r a 

G r o ß b r i t a n n i e n 
23. A d e n 
24. An t i gua 
25. B a h a m a s 
26. Barbados 
27. Ba su to l and 
28. Be t schuana l and 
29. B e r m u d a 
30. B r i t l s c h - G u y a n a 
31. B r i t i s ch -Hondura s 
32. B r i t i s che Jung f e rn - I n s e l n 
33. B r u n e i 
34. K a i m a n - I n s e l n 
35. D o m i n i c a 
36. F a l k l a n d - I n s e l n 
37. F i d s c h i - I n s e l n 

38. G a m b i a 
39. G i b r a l t a r 
40. G i l b e r t - u n d E l l i c e - I n s e l n 
41. G r e n a d a 
42. Hongkong 
43. K e n i a 
44. Ma l ta 
45. Maur i t iu s 
46. Montser rat 
47. No rd -Borneo 
48. No rd -Rhodes i en 
49. N j a s sa l and 
50. P i t c a i r n 
51. S t . He l ena 
52. St . K i t t s - N e v i s - A n g u i l l a 
53. St . L u c i a 
54. St . V i n c e n t 
55. S a r a w a k 
56. Sans i ba r 
57. Sesche l l en 
58. S ingapur 
59. Sa lomonen 
60. Swas i l and 

61. T u r k s - u n d C a i c o s - I n s e l n 

U S A 
62. A m e r i k a n i s c h - S a m o a 
63. G u a m 
64. A m e r i k a n i s c h e J u n g f e r n - I n s e l n 

III. Liste der Gebiete, die bislang 
keine Unabhängigkeit erlangt haben 
(Stand Oktober 1976)" 

Aus t r a l i en 

K o k o s - I n s e l n 

F r a n k r e i c h 
A f a r - u n d I s s a - T e r r i t o r i u m 
Neue Heb r i den 

( K o n d o m i n i u m mit Großbritannien) 

Neusee land 
T o k e l a u - I n s e l n 

Großbritannien 
An t i gua 
Be l i z e 
B e r m u d a 
Br i t i sche J u n g f e r n - I n s e l n 
B r u n e i 
K a i m a n - I n s e l n 
D o m i n i c a 
F a l k l a n d - I n s e l n 

(Malwinen) 
G i b r a l t a r 
G i l b e r t - I n s e l n 
Montser rat 
Neue Heb r i den 

( K o n d o m i n i u m mit F r a n k r e i c h ) 
P i t c a i r n 
St . He l ena 
St . K i t t s - N e v i s - A n g u i l l a 
St . L u c i a 
St . V i n c e n t 
Sa lomonen 
Südrhodesien 
T u r k s - u n d Ca i co s - I n s e ln 
T u v a l u 

(frühere E l l i c e - I n s e l n ) 

U S A 
A m e r i k a n i s c h - S a m o a 
G u a m 
Treuhandgeb ie t Paz i f ik - Inse ln7 
A m e r i k a n i s c h e J u n g f e r n - I n s e l n 

Ve re in t e Na t i onen 
Namib ias 

A n m e r k u n g e n 
1 U N - D o c . G A O R ( X V I I I ) , Annexes , Agenda 

i t e m 23 (A/5446/Rev.l), S . 288—289. 
2 Strategische Zone gemäß A r t . 82 der U N -

Char ta . 
3 Französisch-Somaliland u n d die K o m o r e n 

w u r d e n 1965 bzw. 1972 m i t i n die L i s t e auf ­
genommen, desgleichen O m a n (1965), das 
unte r br i t i scher V e r w a l t u n g stand. 

4 UN-Doc.A/Res/1542 ( X V ) v o m 15. Dezember 
1960. 

5 UN-Doc.A/Res/1747 ( X V I I ) v om 28. J u n i 1962. 
6 UN-Doc/31/33 (Part I ) . 
7 D ie nördlichen Ma r i anen w u r d e n i m März 

1976 von den U S A zu e inem C o m m o n w e a l t h 
zusammengefaßt u n d den U S A i n F o r m 
e iner pol i t ischen U n i o n angegliedert. 

8 Besetzt von Südafrika. 
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IV. Liste der Staaten, die nach der Resolution 
der Generalversammlung 66 (I) vom 14. Dezember 1946 
ihre Unabhängigkeit erlangt haben 

Staat D a t u m der Mitg l i ed ­ Bevöl­ Größe 
Unabhängig­ schaft i n k e r u n g q k m i n 
ke i t V N i n Mi l l . T ausend 

Indones ien 27.12.1949 28. 9.1950 124,6 1 491,6 
K a m p u t s c h e a 20. 7.1954 14.12.1955 7,6 181,0 
L a o s 20. 7.1954 14.12.1955 3,2 236,8 
T u n e s i e n 20. 3.1956 12.11.1956 5,5 163,6 
M a r o k k o l 2.3./2.4.19562 12.11.1956 16,3 446,6 
G h a n a 6. 3.1957 8. 3.1957 9,4 238,5 
Malays ias 31. 8.19574 17. 9.1957 11,7 332,6 
G u i n e a 2.10.1958 12.12.1958 4,2 245,9 
K a m e r u n s 1. 1.1960 20. 9.1960 5,8 475,4 
Obervo l ta 5. 1.1960 20. 9.1960 5,7 274,2 
Togo 27. 4.1960 20. 9.1960 2,1 56,6 
Ma l i 20. 61960 28. 9.1960 5,4 1 240,0 
Madagaskar 26. 6.1960 20. 9.1960 6,8 587.0 
Za i r e 30. 6.1960 20. 9.1960 23,6 2 345,4 
Soma l i a 1. 7.1960 20. 9.1960 3,0 637,6 
B e n i n 1. 8.1960 20. 9.1960 2,9 112,6 
Niger 3. 8.1960 20. 9.1960 4,3 1 267,0 
Elfenbeinküste 7. 8.1960 20. 9.1960 4,7 322,5 
Tschad 11. 8.1960 20. 9.1960 3.9 1 284,0 
Zent ra l a f r ikan i sche 

1 284,0 

Repub l i k 13. 8.1960 20. 9.1960 1,6 623,0 
Kongo 15. 8.1960 20. 9.1960 1,0 342,0 
Z y p e r n 16. 8.1960 20. 9.1960 0,7 9,3 
G a b u n 17. 8.1960 20. 9.1960 0,5 267,7 
Senega l 20. 8.1960« 28. 9.1960 4,2 196,2 
Nigeria7 1.10.1960 7.10.1960 79,7 932,8 
Maure tan ien 28.11.1960 27.10.1961 1,3 1 030,7 
S i e r r a L e o n e 27. 4.1961 27. 9.1961 2,9 71,7 
Wes t -Samoa 1. 1.1962 15.12.1976 0,1 2,8 
T a n s a n i a 9.12.19618 14.12.1961 14,4 945,1 
B u r u n d i 1. 7.1962 18. 9.1962 3,6 27,8 
R w a n d a 1. 7.1962 18. 9.1962 4.0 26,3 
A l ge r i en 3. 7.1962 8.10.1962 15,8 2 381,7 
J a m a i k a 6. 8.1962 18. 9.1962 2,0 11,0 
T r i n i d a d u n d 

Tobago 31. 8.1962 18. 9.1962 1,0 5,1 
Uganda 9.10.1962 25.10.1962 10,8 236,0 
K e n i a 12.12.1963 16.12.1963 12,5 582,6 
Ma l aw i 6. 7.1964 1.12.1964 4,8 118,5 
Mal ta 21. 9.1964 1.12.1964 0,3 0,3 
Samb ia 24.10.1964 1.12.1964 4,8 752,6 
G a m b i a 18. 2.1965 21. 9.1965 0,5 11,3 
Ma led iven 26. 7.1965 21. 9.1965 0,1 0,3 
S ingapur 9. 8.1965» 21. 9.1965 2,2 0,6 
G u y a n a 26. 5.1966 20. 9.1966 0,8 215,0 
Bo t swana 30. 9.1966 17.10.1966 0,6 600,4 

Lesotho 4.10.1966 17.10.1966 1,0 30,4 
Barbados 30.11.1966 9.12.1966 0,2 0,4 
Südjemen 30.11.1967 14.12.1967 1,6 287,7 
N a u r u 31. 1.1968 — 0,006 0,021 
Maur i t ius 12. 3.196810 24. 4.1968 0,9 2,0 
Swas i l and 6. 9.1968 24. 9.1968 0,5 17,4 
Äquatorial-Guinea 12.10.1968 12.11.1968 0,3 28,1 
Tonga 4. 6.1970 — 0,09 0,6 
F i d s ch i 10.10.1970 13.10.1970 0,6 18,3 
B a h r a i n 15. 8.1971 21. 9.1971 0,2 0,6 
K a t a r 1. 9.1971 21. 9.1971 0,1 22,0 
Arab i sche E m i r a t e 2.12.1971 9.12.1971 0,2 83,6 
B a h a m a s 10. 7.1973 18. 9.1973 0,2 13,9 
G renada 7. 2.1974 17. 9.1974 0,1 0,3 
G u i n e a - B i s s a u 10. 9.1974 17. 9.1974 0,5 36,1 
Mosambik 25. 6.1975 16. 9.1975 8,5 783,0 
K a p Ve rde 5. 7.1975 16. 9.1975 0,3 4,0 
K o m o r e n 6. 7.1975 12.11.1975 0,3 2,2 
Säo T o m e u n d 

P r i nc i pe 12. 7.1975 16. 9.1975 0,08 1,0 
Papua -Neugu inea 16. 9.1975 10.10.1975 2,6 461,7 
Ango la 11.11.1975 1.12.1976 5,8 1 246,7 
S u r i n a m 25.11.1975 5.12.1975 0,4 181,5 
Sesche l len 28. 6.197610 21. 9.1976 0,06 0,3 
C o o k - I n s e l n seit Augus t 1965 Se lbs tverwa l tung , assozi iert 

mi t Neusee land 
Goa 1961 Anschluß an I n d i e n 
N iue seit Augus t 1974 Se lbs tverwa l tung , assozi iert 

mi t Neusee land 
W e s t - I r i a n Anschluß an Indones ien 1963 
Span i s ch -Saha ra 1976 Auf te i lung des Gebietes zwischen Marok ­

ko und Maure tan i en 
T i m o r besetzt durch Indones ien 

A n m e r k u n g e n 

1 I f n i wu rde i m J u n i 1969 m i t M a r o k k o vereinigt . 
2 Französische bzw. Spanische Zone. 
3 Ma lays i a entstand au f G r u n d eines Zusammenschlusses von Ma laya , 

Nord -Borneo , S a r a w a k u n d Singapur . 
4 Unabhängigkeitsdatum von Ma laya . 
5 Z u K a m e r u n gehört auch der südliche T e i l des ehemal igen b r i t i ­

schen Treuhandgeb ie tes K a m e r u n . 
6 Aust r i t t aus der Mali-Föderation. 
7 Z u Niger ia gehört auch der nördliche T e i l des ehemal igen b r i t i ­

schen Treuhandgeb ietes K a m e r u n . 
8 Unabhängigkeitsdatum von Tangan j i ka . 
9 Aus t r i t t aus der Föderation Ma lays ia . 

10 A u s von Maur i t iu s (Tschagos- Inseln ) u n d den Sesche l len ( Inse ln 
A ldabra , F a r q u h a r u n d Des Roches) abgetrennten Geb ie ts te i l en 
wu rde i m November 1965 das Br i t i sche Gebiet i m Ind i schen Ozean 
gebildet. Se i t 1976 gehören die Inse ln A ldabra , F a r q u h a r u n d Des 
Roches w ieder zu den Seschel len, so daß das Gebiet n u r noch aus 
den Tschagos - Inse ln besteht. 

Schon k u r z nach i h r e r Amtsübernahme, a m 31. J a n u a r 1977, n a h m die neue Bundesmin i s t e r i n für wirtschaft l iche Zusammenarbe i t , F r a u Mar ie 
Schle i , die Ge legenhei t zu r Abgabe e iner Erklärung vor dem Ve rwa l t ung s r a t des Entw ick lungsp rog ramms der Ve re in ten Nat ionen ( U N D P ) 
i n N e w Y o r k wahr . D ies unterstre icht e i nma l m e h r die Bedeutung , die die Bundes reg i e rung auch den entwicklungspol i t ischen Aktivitäten der 
Weltorganisat ion beimißt. 
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